
Ismet Tekim (Mitarbeiter im Döner-Imbiss) 
spricht während der Demonstration in Halle. Foto: dpa
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Alleingelassen mit der Gewalt: Rojava und Halle 
Am 9. Oktober 2019 ist die türkische Ar-
mee in Nordsyrien einmarschiert und 
hat damit erneut einen völkerrechts- 
widrigen Angriffskrieg begonnen. Schon 
wenige Tage nach der militärischen In-
vasion liegen Berichte über Kriegsver-
brechen, ethnische Vertreibungen und 
Zwangsdeportationen aus der Türkei in 
die Kriegszone vor. Uns schmerzt die 
Unverfrorenheit, mit der westliche Po- 
litiker*innen diese tragische Entwick-
lung hinnehmen. Sie lassen Erdoğans 
Armee, ausgerüstet mit deutschen Waf- 
fen, über die kurdische Bevölkerung 
Tod und Verderben bringen. Denn es 
ist allzu klar – das Erdoğan-Regime hat 
von der EU, speziell von Deutschland, 
keine scharfen Reaktionen zu befürch-
ten: Zu wichtig ist das schändliche 
Flüchtlingsabkommen mit der Türkei 
als Türsteher Europas, zu eng sind die 
Wirtschaftsbeziehungen, zu strategisch 
bedeutsam Erdoğans NATO-Armee und 
der dazugehörige Absatzmarkt für 
deutsche Waffen. Menschenrechte und 
Völkerrecht verkommen hier zu bloßen 
Worthülsen.

Zeitgleich mit den Nachrichten über 
den Einmarsch in Rojava wurde be-
kannt, dass in Halle zwei Menschen 
durch Schüsse ermordet worden waren. 

seit Jahren dem zunehmenden Rassis-
mus und Antisemitismus ausgesetzt 
sind, erst im Angesicht dieser absehba-
ren Katastrophe wahrgenommen. Nun 
gerät selbst der konservative Politbe-
trieb in Bewegung, verbleibt jedoch in 
seiner Logik immer weiter zu verschär-
fender Überwachung und Versicher-
heitlichung.

Um aber künftige Opfer vor rechter 
Gewalt zu schützen, bräuchte es mehr 
als abgeklärte Beileidsbekundungen, 
institutionalisiertes Entsetzen und die 
kontraproduktive Ausweitung von Ver-
fassungsschutzbefugnissen. Es bedürf-
te eines politischen Willens, dort genau 
hinzuschauen, wo und wie der Hass ge-
sellschaftlich geformt wird, um ihm et-
was Wirksames entgegensetzen zu kön-
nen. Das finge damit an, das feierliche 
Bekenntnis zur Menschenwürde endlich 
ernst zu nehmen, und dafür die materi-
ellen und gesetzlichen Voraussetzun-
gen zu schaffen. Ins Zentrum der politi-
schen und gesellschaftlichen Debatten 
gehörte die Frage, wie sich trotz ver-
meintlich bewältigter Vergangenheit, 
Rassismus und Antisemitismus haben so 
ausbreiten können. Wer nun lediglich 
mit dem Zeigefinger auf die AfD weist, 
auf den weisen drei Finger zurück.

Der Täter hatte ein Massaker in der ört- 
lichen Synagoge anrichten wollen. Als 
dies allein wegen einer fest verriegel- 
ten Eingangstür fehlschlug, hatte er ge- 
zielt andere Opfer gesucht. Seine Taten 
streamte er live ins Internet und be-
kannte sich dabei offen zu seiner ras-
sistischen und antisemitischen Gesin-
nung.

Die Reaktionen aus dem medial ver-
mittelten Politikbetrieb auf die Morde 
überboten sich teils in Belanglosig-
keiten. Man sprach realitätsfern von 
„Alarmzeichen“, aber zu den gesell-
schaftlichen Produktionsbedingungen 
des mörderischen Antisemitismus kaum 
ein Wort. Keine Selbstreflexion über 
den mitgeschaffenen Nährboden der 
mörderischen Ideologien. Es schien, als 
würden all die Hinweise derjenigen, die 

„Wieviel Toleranz nach rechts ist genug, 
Herr Joachim Gauck? 

Sollen wir uns für die feste, aus- 
schließende Tür der Synagoge in Halle 

entschuldigen? War das ausgrenzend?“ 

Dmitrij Kapitelman
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Wolf-Dieter Narr, wohl einer der wich-
tigsten kritischen Intellektuellen des 
Nachkriegsdeutschlands, ist am Sams-
tag, den 12. Oktober 2019, in Berlin nach 
langer und schwerer Krankheit gestor-
ben. Impulsgebend für sein lebenslan-
ges politisches Engagement war seine 
auch biographisch begründete radikale 
Auseinandersetzung mit der Zeit des 
Nationalsozialismus. Seine Sensibilität 
für gesellschaftliche Verhältnisse, in 
denen Menschen erniedrigt, am auf- 
rechten Gang gehindert, in ihrer kör- 
perlichen Unversehrtheit oder gar in 
ihrer physischen Existenz bedroht 
werden, ist auch der ständigen Prä- 
senz der Opfer des Nationalsozialis- 
mus in seinem Denken und Fühlen ge-
schuldet. Das „Nie wieder!“ nahm er 
ernst: Verhältnisse mit zu schaffen, 
die solche Herrschaftsabgründe nicht 
mehr zulassen.

Wolf-Dieter Narr lehrte von 1971 bis 
2002 als Professor für empirische Theo- 
rie der Politik am Otto-Suhr-Institut 
(OSI) der Freien Universität Berlin und 
hat Generationen von Studierenden in 
ihrem beruflichen sowie politisch in- 
tellektuellen Werdegang kritisch be- 
gleitet und unterstützt. Ein lernender 
Hochschullehrer mit großem Herzen. 

Als akademischer Lehrer, stets eman- 
zipatorisch praktisch orientiert, hat er 
viele Organisationsversuche der außer-
parlamentarischen, undogmatischen 
Linken in der Bundesrepublik Deutsch-

land begleitet, u.a. das Sozialistische 
Büro seit 1969 sowie das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie, das er 
vor vierzig Jahren 1980 mitbegründete 
und das er über viele Jahre als Sprecher 
wirkungsvoll vertreten hat. So oft er 
konnte, mischte er sich wortmächtig in 
die bundesrepublikanischen Verhält-
nisse ein, kritisierte sie und legte ihre 
demokratischen sowie menschenrecht- 
lichen Defizite offen. Zu seiner herr-
schaftskritischen Haltung gehörte auch 
die Gründung des „Instituts für Bürger- 
rechte & öffentliche Sicherheit“ 1978 
und dessen Zeitschrift „Bürgerrechte & 
Polizei (CILIP)“, die Berichte, Analysen, 
Nachrichten zu den Themen Polizei, Ge- 

Wolf-Dieter Narr – 
ein in menschenrechtlicher Absicht radikaler Kritiker
bundesdeutscher Verhältnisse ist tot!

Wir trauern um den Mitbegründer des Komitees 
für Grundrechte und Demokratie, Wolf-Dieter Narr.

www.wolfdieternarr.de
heimdienste, Politik der „Inneren Si-
cherheit“ und Bürger- und Bürgerin- 
nenrechte herausgibt.

Zugleich sind viele praktisch demons-
trative Initiativen von ihm mit ausge-
gangen: die bis heute unternommenen 
Demonstrationsbeobachtungen, um die 
Deutungshoheit über das Versamm-
lungsgeschehen nicht der Polizei und 
den Medien zu überlassen (bspw. 2007 
in Heiligendamm und im Jahr 2013 bei 
Blockupy in Frankfurt/M.); der Volks-
zählungsboykott (1987), Protest und 
Bundestagsblockade gegen die Asyl-
grundrechtsdemontage (1993). Er un-
terstützte und initiierte viele weitere 
Aktionen von Platzbesetzungen bis zum 
Versuch, eine Abschiebehaftanstalt in 
Worms zu entzäunen (1994) oder das 
Abschiebelager in Bramsche/Hesepe 
einer öffentlichen gewaltfreien Inspek-
tion zu unterziehen (2005). 

Wolf-Dieter Narr hat als Intellektueller, 
nimmermüder Pazifist und radikaler 
Humanist die Geschichte der sozialen 
Bewegungen in Deutschland tat- und 
wortkräftig mitgestaltet. Seine Leiden-
schaft galt auch der Weiterentwicklung 
einer kritischen und undogmatischen 
Sozialwissenschaft. Demokratie und 
Menschenrechte waren für ihn zwei 
Seiten einer Medaille. Wolf-Dieter Narr 
begriff Menschenrechte als emanzipa- 
torische Menschheitsansprüche und 
-bedürfnisse, als „reale Utopien“, die 
Orientierung bei der Kritik herrschaft-
lich durchtränkter Verhältnisse zu ge- 
ben vermögen. Davon zeugt eines seiner 
letzten umfangreichen Werke: „Trotz-
dem: Menschenrechte! Versuch, uns 
und anderen nach nationalsozialisti-
scher Herrschaft Menschenrechte zu 
erklären.“ (2012) Dem Ziel, Menschen 
wirklichkeits- und urteilsfähig zu ma-
chen, galt sein lebenslanges politisches 
und wissenschaftliches Engagement.

�� Dirk Vogelskamp

„Menschen sind von sich aus 
fähig zu gegenseitiger Hilfe, 

zu sozialer und zu 
politischer Organisation.“ 

Wolf-Dieter Narr

Auf www.wolfdieternarr.de finden 
sich alle Informationen über Wolf-
Dieter Narr, sowie eine umfassende 
Bibliographie seiner Arbeiten und 
politischen Interventionen, die zum 
größten Teil auch online zugänglich 
sind.

Auf unserer Webseite sind die zahl- 
reich bei uns eingegangenen und 
in anderen Medien veröffentlichten 
Nachrufe auf Wolf-Dieter Narr do-
kumentiert.



Wie seit mittlerweile vielen Jahren bli-
cken wir auch in diesem Herbst im Pro-
jekt „Ferien vom Krieg – Dialoge über 
Grenzen hinweg“ auf zahlreiche Begeg- 
nungen und Seminare mit Jugendlichen 
aus den Ländern des ehemaligen Jugos- 
lawien und mit jungen Erwachsenen 
aus Israel und Palästina zurück. Von 
April bis September fanden verschiede- 
ne Treffen im ehemaligen Jugoslawien 
mit Jugendlichen aus Kroatien, Bos- 
nien-Herzegowina und Serbien statt. 
Und im August traf sich in der Nähe 
von Köln wieder eine Gruppe junger 
Frauen* aus Israel, der palästinensisch- 
en Westbank und dem Gazastreifen zu 
zweiwöchigen intensiven Gesprächen; 
auch ein Seminar für alle Geschlechter 
fand erneut statt.

Wir geben im Folgenden Auszüge eines 
Gesprächs zwischen Yael R. (Name 
geändert), einer Teilenehmerin des 
Frauen*seminars, und unserer Kol- 
legin Tessa Pariyar (T.P.) wieder. Yael 
wuchs in einer religiös-konservativen 
Familie in der Nähe von Tel Aviv auf. 
Mit dem Konflikt und der Besatzung 
setzte sie sich zum ersten Mal während 
ihres Studiums auseinander. 

Yael R.: (…) An meiner Uni war auch 
eine Palästinenserin aus Ostjerusalem. 
Ich erinnere mich, dass sie mir während 
des Krieges in Gaza Bilder und Videos 
zeigte, von dem, was dort passierte. 
Dies war das erste Mal, dass ich jeman-
den hörte, der die Worte Widerstand 
und Aktivisten anstatt Terroristen und 
Terroranschläge verwendete. Das hat 

mich sehr verändert. (…) Sie sagte mir: 
„Eine wahre Freundschaft ist eine, in 
der du ehrlich alles über dich erzählen 
kannst. (…) Wenn wir Politik ausklam-
mern und nicht darüber sprechen, ist 
dies keine echte Freundschaft .“ (…)

T.P.: Was war deine Motivation, zum 
Seminar zu kommen?
Y.R.: Vor dem Seminar hatte ich das 
Gefühl, dass ich den Konflikt zwischen 
Palästinensern und Israel meide (…) 
Bisher war mir das zu kompliziert und 
hat mich verwirrt, denn einerseits bin 
ich für Menschenrechte für alle Men-
schen, Palästinenser*innen gleicher-
maßen, aber andererseits lebt der 
größte Teil meiner Familie in Siedlun- 
gen auf palästinensischem Territorium. 
Der Konflikt zwischen Israelis und Pa- 
lästinenser*innen ist ein sehr schmerz-
haftes Thema in Israel. Im Seminar 
wollte ich mich der politischen Situa-
tion stellen, tief eintauchen, auch emo-
tional, die Geschichten von Menschen 
aus dem Westjordanland und dem Ga-
zastreifen hören, um mich dann aus ei-
gener Überzeugung zu engagieren.

T.P.: Welche Erfahrungen hast du wäh-
rend des Seminars hier gemacht?
Y.R.: (…) Ich bin sicher, dass wir zusam-
men einen sehr bedeutenden Prozess 
durchlaufen haben und dass wir alle 
darüber ein bisschen schockiert sind, 
auf positive Weise. Denn anfangs gab 
es einige Konflikte innerhalb der Grup-
pe. Manche Frauen beispielsweise fühl-
ten sich nicht frei, sich zu äußern, denn 
wir haben unterschiedliche Meinungen 
und haben verschiedene Hintergrün-
de. (…) Nachdem wir unsere Erzäh-
lungen, unseren Schmerz und unsere 
Ängste geteilt hatten, spürte ich, dass 

ein sicherer Raum entstanden war, um 
auch sehr harte Fragen zu stellen. (…) 
Ein Moment, in dem ich spürte, wie Er-
zählungen dekonstruiert wurden, war, 
als eine der Israel*innen sagte: „Wir 
wachsen mit der Angst auf, dass wenn 
ihr ganz Palästina, vom Fluss bis zum 
Meer, sagt, dies bedeutet, dass für das 
jüdische Volk nur das Meer bleibt und 
wir als Jüd*innen in Israel/Palästina 
keinen Platz mehr haben. Und wir be-
fürchten, dass es für euch nicht aus-
reicht, nur Teile Israels zu haben.“ Da-
rauf erwiderte eine Palästinenserin: 
„Wir sind mit dem Gegenstück der glei-
chen Erzählung aufgewachsen. Mit all 
euren Siedlungen, mit Erobern und Be-
setzen, bleibt uns immer weniger Platz. 
Wir sind auf einer Seite aufgewachsen, 
auf der ihr uns töten und vertreiben 
wollt.“ Als ich beide Geschichten hörte, 
die dieselben sind, nur aus einem an- 
deren Blickwinkel erzählt, hatte ich 
das Gefühl, dass keine der Realität ent-
spricht. (…)

Als wir über Lösungen diskutierten, er-
kannte ich, was gerade in unserer Grup-
pe geschah: das Teilen des Schmerzes 
und der Geschichten, das Anerkennen 
der anderen, dann das Gefühl der Ver-
söhnung und Heilung. Als jede Gruppe 
eigene Lösungsziele festlegte, waren 
diese sehr ähnlich (…) Wir konnten die 
Perspektive der anderen einnehmen 
und fingen an, die gleiche Sprache zu 
sprechen. (…) Vor dem Seminar schien 
mir eine Lösung unerreichbar. Jetzt 
weiß ich, dass wir Hoffnung brauchen 
und überzeugt sein müssen, dass Lö-
sungen machbar sind. Denn wenn wir 
glauben, dass alles „utopisch“ ist, wird 
es keine Veränderung geben. (…)

�� Tessa Pariyar

„Denn wenn wir glauben,
dass alles utopisch ist, wird
es keine Veränderung geben“.

Diesjährige Begegnungen
im Projekt „Ferien vom Krieg“

Diskutieren über Aktivismus und Follow up nach dem Seminar. Fotos: Ferien vom Krieg 

Gemeinsames Arbeiten in der Dialoggruppe



Polizeiarbeit mit Todesfolge.
Eine Recherche bringt Licht ins Dunkel

Aman Alizadas Tod ist kein Einzelfall. 
Im Jahr 2019 allein sind bereits mindes- 
tens sieben Personen im Rahmen eines 
Polizeieinsatzes gestorben, darunter 
fünf Persons of Colour. Nun hat auch 
das Grundrechtekomitee mit einer Re-
cherche begonnen, die das Ausmaß der 
mangelnden Datenerhebung ersichtlich 
macht: Zum einen gibt es derzeit kaum 
öffentlich zugängliche Daten zu Poli-
zeieinsätzen mit Todesfolgen. Jährlich 
wird zwar eine Übersicht von tödlichen 
Polizeischüssen von der Bürgerrechts-
organisation CILIP veröffentlicht, bei 
allen weiteren Todesfällen muss sich 
die Öffentlichkeit jedoch auf die spär- 
lichen und größtenteils unkritischen 
Berichte der Medien verlassen. Zum 
anderen ist es ebenso schwer, Infor- 
mationen direkt von Polizeibehörden 
zu erhalten. In Bezugnahme auf das 
Informationsfreiheitsgesetz hat das 
Grundrechtekomitee einige Landespo- 
lizeibehörden angefragt und um Akten- 
einsicht und eine Übersicht zu Todes- 
fällen in polizeilicher Obhut gebeten. 
Die Anfragen wurden, bis auf eine 
Ausnahme, abgelehnt, teils aber zu- 
mindest mit Tipps zur Informations- 
beschaffung unterlegt. Nur die Landes- 
polizei Baden-Württemberg stellte 
eine Übersicht über die Todesfälle der 

letzten 10 Jahre bereit. Die weiteren 
Polizeibehörden oder Innenministerien 
scheinen selbst nicht einmal über Sta-
tistiken zu den durch ihre Beamt*innen 
zu Tode gekommenen Menschen zu 
verfügen und sich entsprechend auch 
nicht mit dem Problem zu befassen. 
Das allein wirft Fragen auf.

Seit dem 27. September 2019 gibt es 
einen ersten Vernetzungsversuch be-
stehender Initiativen zur Problematik 
durch die Kampagne „Death in Custody“, 
die Polizeiarbeit mit Todesfolgen für 
Persons of Colour aufarbeitet. Der Zu-
sammenschluss besteht aus hauptsäch-
lich Berlin-zentrierten Organisationen, 
beschäftigt sich aber auch mit bundes-
weiten Vernetzungsmöglichkeiten. Ein 
erstes Vernetzungstreffen ist für den 
14. März 2020 angesetzt. Das Grund-
rechtekomitee unterstützt die Kampa- 

gne mit einer Zusammenstellung öf-
fentlich zugänglicher Informationen 
zu Todesfällen. „Death in Custody“ will 
die Geschichten der Getöteten mit Hilfe 
der Angehörigen (neu) erzählen und sie 
an die Öffentlichkeit bringen. Bislang 
gilt die Version der Polizei häufig als 
die ‚Richtige‘, oder ist die einzig Auf-
findbare. Dies führt zur Kriminalisie- 
rung der Opfer, da diese, um die Polizei 
zu entlasten, nach ihrem Tod meist selbst 
als Täter*innen dargestellt werden. 
Das Ziel der Kampagne ist, mit Öffent- 

Demonstration gegen Polizeigewalt
in Berlin 2013 . Foto: dpa

Kaum ein Fall von Polizeigewalt, 
ob mit oder ohne tödliche Folgen, wird 
ermittelt, noch weniger Fälle schaffen 

es zu Gericht und nur ein Bruchteil 
dessen endet mit einer Verurteilung.

Am 17. August 2019, so erklärte der 
Sprecher der Stader Staatsanwalt-
schaft, rief ein Bewohner einer Flücht-
lingsunterkunft in Stade aus Angst vor 
Aman Alizada, einem jungen Geflüch-
teten aus Afghanistan, die Polizei. Ob-
wohl es laut der Polizei bei ihrer An-
kunft „keinen körperlichen Streit“ gab, 
setzen die Polizist*innen Pfefferspray 
ein. Als Aman Alizada darauf, laut Po-
lizeiaussage, nicht reagierte und die 
Polizist*innen mit einer Hantelstange 
angriff, schoss einer der Beamten auf 
ihn. Aman Alizada starb noch am sel-
ben Tag. Er wurde nur 19 Jahre alt.

lichkeit mehr Druck auf Polizei und Jus- 
tiz auszuüben und dadurch die Wieder-
aufrollung von zuvor gar nicht, oder 
nur geringfügig ermittelten Fällen zu be- 
wirken. In ihrer Arbeit bezieht sich die 
Kampagne auch auf die Erfahrungen 
von Einzelinitiativen wie der Initiative 
in Gedenken an Oury Jalloh, die die 
schon lange einen Zusammenschluss 
von Angehörigen der Todesopfer ermög- 
lichen und gemeinsam für Gerechtig-
keit und Aufklärung kämpfen.

Insgesamt betrachtet, gestaltet es sich 
zu schwierig, Polizist*innen zur Re-
chenschaft zu ziehen. Kaum ein Fall von 
Polizeigewalt, ob mit oder ohne tödliche 
Folgen, wird ermittelt, noch weniger 
Fälle schaffen es zu Gericht und nur ein 
Bruchteil dessen endet mit einer Verur- 
teilung. Problematisch ist einerseits das 
geringe öffentliche Wissen zum Thema, 
andererseits, dass Initiativen, die sich 
aktiv mit dem Thema befassen, immer 
wieder auf Barrieren stoßen. Beispiele 
sind die mangelnde Kooperationsbereit-
schaft der Behörden, sowie die starke 
Zersplitterung bereits vorhandener 
Informationen. Dennoch ist ein Fort- 
schritt ersichtlich. Mittlerweile grün- 
den sich anlässlich von Todesfällen oft 
Unterstützer*innenkreise, um die je- 
weiligen Fälle und deren öffentliche 
und behördliche Bearbeitung kritisch 
zu begleiten. Kampagnen wie „Death 
in Custody“ führen Einzelinitiativen 
zusammen und erreichen so eine größe- 
re Reichweite. Geringstenfalls ermög- 
licht dies Angehörigen, ihre Perspek- 
tive der Geschichte zu erzählen. Besten-
falls übt dies zusätzlich Druck auf die 
Behörden aus, so dass Fälle neu unter-
sucht werden oder gar bisher intern 
gehaltene Informationen an die Öffent-
lichkeit gelangen.

�� Lina Schmid

Lina Schmid studiert internationales und 
europäisches Recht und absolvierte ein 
Praktikum im Grundrechtekomitee.



Petitionsübergabe:

Am 23. Oktober haben wir zusammen 
mit Andreas Wulf von Medico Inter- 
national unsere Forderung nach einem 
Bleiberecht als Petition dem Deutschen 
Bundestag übergeben. Mit dabei war 
auch Ute Finckh-Krämer vom Bund für 
Soziale Verteidigung als einer unserer 
Erstunterzeichner*innen.

MdB Friedrich Straetmanns (Die LINKE) 
nahm unsere Petition als Mitglied des 
Petitionsausschusses persönlich entge- 
gen. Beigelegt hatten wir die Namen 
sämtlicher Unterzeichner*innen: ins-
gesamt haben 7.492 Bürger*innen 
unsere Forderung mit ihrem Namen 
gezeichnet! Die Liste der Namen um-
fasste ausgedruckt 128 Seiten.

Viele von Euch haben uns bei der Samm- 
lung von Unterzeichnungen tatkräftig 
unterstützt. Wir danken Euch allen  
vielmals für die vielen postalischen 
Zusendungen zahlreicher Unterschrif-
tenlisten – zusammen ergeben sie einen 
großen Berg Briefe!

Friedrich Straetmanns erklärte, unsere 
Petition aus vollem Herzen zu unter-
stützen. Er werde sich im Bundestag für 
sie einzusetzen, da jederzeit drohende 
Abschiebungen mit dem Verfassungs-
grundsatz der Menschenwürde nicht 
vereinbar seien. Wir werden euch über 
den Fortgang der Petition auf dem Lau-
fenden halten.

Daran, ob sich der Deutsche Bundestag 
diesen Forderungen wird anschließen 
können, wird sich erweisen, wie ernst-
haft tatsächlich die Verwirklichung der 
Menschenrechte in Deutschland betrie- 
ben wird, oder ob die Grund- und Men-
schenrechte zum 70. Jahrestag des 
Grundgesetzes lediglich als unverbind- 
licher Wertehimmel abgefeiert worden 

v.l. Britta Rabe, Dirk Vogelskamp, MdB Friedrich Straetmanns, Ute Finckh-Krämer, Andreas Wulf 
bei der Übergabe der Unterschriftenlisten in Berlin. Foto: Michael Starosta

Bleiberecht statt Ausgrenzung und Illegalität!
sind. Menschenrechtlich ist es wichtig, 
den Bundestag immer wieder an die 
Verfassungsgrundsätze zu erinnern, 
auch wenn kaum eine Aussicht besteht, 
dass eine Mehrheit der Parlamenta- 
rier*innen unserer Petitionsforderung 
folgen wird. Wir wollen nicht schwei-
gen, wenn die Menschenwürde an- 
getastet wird.

Unsere Kollegin Michèle Winkler hat 
Anfang August mit unserer Unterstüt-
zung Klage gegen den Freistaat Sach-
sen eingereicht. Sie war am 1. Septem- 
ber 2018 in Chemnitz über mehr als vier 
Stunden durch die Polizei eingekesselt 
worden. Die Polizei hielt rund 350 Men-
schen fest, die im Rahmen der Gegen-
proteste gegen mehrere Aufmärsche 
rechter Akteure wie der AfD, Pegida und 
Pro Chemnitz vor Ort waren. Laut Ein-
schätzung des beauftragten Anwalts 
C. Mucha gibt es für das Vorgehen 

der Polizei in dieser Situation keine 
Rechtsgrundlage. Die Verwaltungs-
klage hat einerseits zum Ziel, die 
Freiheitsentziehung für rechtswidrig 
erklären zu lassen und somit das Ver-
sammlungsrecht zu stärken. Gleich-
zeitig soll die politisch zweifelhafte 
Einsatzplanung der sächsischen Polizei 
in den Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit gerückt werden: Wenige Tage zu- 
vor fanden an gleicher Stelle rassis-
tische Hetzjagden von Neonazis statt 
und die Polizei musste zugeben, mit 

deutlich zu wenigen Kräften vor Ort 
gewesen zu sein, um Menschen zu 
schützen. Am 1. September kam es er- 
neut zu Angriffen: Dokumentiert ist 
unter anderem, dass mehrere Presse- 
vertreter*innen bedroht, tätlich ange-
griffen und verletzt wurden. Die Polizei 
aber fand Zeit und ausreichend Beamt* 
innen, um stundenlang einzukesseln 
und aufwändige Identitätsfeststellun-
gen durchzuführen.

�� Michèle Winkler

Versammlungsrecht: Klage gegen Kessel in chemnitz

�� Britta Rabe



Zur Forderung nach einem Bleiberecht 
für Geduldete und Illegalisierte gehört 
die nach der Abschaffung von Abschie-
bungen und Abschiebehaft. Als Grund-
rechtekomitee beteiligten wir uns 
daher an der bundesweiten Demons-
tration zum Abschiebegefängnis bei 
Büren am 31. August. Diese bildete den 
vorläufigen Abschluss der Kampagne 
„100 Jahre Abschiebehaft sind genug!“, 
die im Mai mit zahlreichen Protes-
ten und Veranstaltungen begann. Die 
Kampagne rückte die Dringlichkeit des 
Themas Abschiebehaft endlich bundes-

weit in den Fokus: Inzwischen verfügt 
fast jedes Bundesland über einen ei-
genen Abschiebeknast oder plant den 
Bau eines solchen. Die Haftplätze sol-
len deutschlandweit bis 2022 auf rund 
1.300 verdoppelt werden. Darüber hin-
aus sollen mit dem Hau-ab-Gesetz (im 
Orwell'schen Sprech der Bundesregie-
rung euphemistisch „Geordnete-Rück-
kehr-Gesetz“ genannt) Haftplätze auch 
im normalen Strafvollzug angesiedelt 
werden können – entgegen der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichts-
hofs. In Abschiebehaftanstalten wird 
Menschen ihre Freiheit entzogen, um 
einen bloßen Verwaltungsakt, den der 
Abschiebung, durchzusetzen. Sie haben 
gewöhnlich weder gegen Normen noch 
Regeln verstoßen, sprich, sie sind im 
umgangssprachlichen Sinn nicht kri-
minell geworden.

Deutschlands größte Abschiebehaft-
anstalt Büren liegt weit abgelegen im 
Wald. Zu Fuß braucht es 1,5 Stunden 
bis zum 8 km entfernten Ort, der keine 
öffentliche Verkehrsanbindung besitzt. 
Diese systematische Enträumlichung 
der Abschiebehaftanstalten isoliert die 
Menschen und garantiert geringe öf-
fentliche Aufmerksamkeit. Während 
Politiker*innen verbreiten, der Aufent- 
halt in Abschiebehaft sei „Normales Le- 
ben minus Freiheit“, erzählen die Be-
richte von Inhaftierten etwas anderes: 
Wer nicht kooperiert, wird bestraft. 

Die Definition der Nicht-Kooperation 
erscheint dabei willkürlich. Als Strafe 
dienen vielfältige Verbote, wie ein Re- 
debeitrag der Initiative „Hilfe für Men- 
schen in Abschiebehaft Büren“ am 31.  
August eindrücklich schilderte: Ein- 
kaufsverbot, Leseverbot, Fernsehver-
bot, Freizeitverbot, Wegnahme von 
Gegenständen, Telefonverbot und Be-
suchsverbot sind allgegenwärtige 
Sanktionen. Gegen Menschen, die sich 
aufgrund einer psychischen Erkran-
kung nicht in den Haftalltag einglie-
dern können oder Menschen, von denen 
eine „Bedrohung“ ausgeht, wird – 
sicherlich nicht nur in Büren – Isolati-
onshaft verhängt. In Büren existieren 
darüber hinaus weitere Sanktionsmit-
tel: Neben der Isolationshaft können 
als nächste Stufe in der Isolationszelle 
alle privaten Habseligkeiten entzogen 

werden: Keine private Habe, Kleidung, 
kein Tabak, kein Buch, nicht einmal Bi-
bel oder Koran, kein Telefon, kein Stift, 
kein Papier, einfach nichts. Die nächste 
Stufe ist die sogenannte Lebendkon- 
trolle, die alle 15 Minuten durchgeführt 
wird, 24 Stunden am Tag, an Tiefschlaf 
ist nicht mehr zu denken. Als nächstes 
kommt die Sitzwache vor der Zellentür: 
Permanent wird der Häftling durch ein 
kleines Fenster beobachtet, auch bei 
den Toilettengängen.

Die nächste Stufe ist ein besonders ge-
sicherter Haftraum ohne Fenster, eine 
Schaumstoffmatratze, ein Schaum-
stoffsessel und eine Toilette bilden die 
Einrichtung plus zwei Videokameras, 
die alles beobachten. Das Schlimmste 
ist jedoch, dass man in dem Raum nackt 
untergebracht wird – notfalls mit Ge-
walt. Die letzte Stufe besteht aus ei- 
nem ein mal zwei Meter großen Holz-
rahmen, an den der Gefangene nackt 
und mit Händen und Füßen gefesselt 
wird – dem Anstaltspersonal völlig 
ausgeliefert.

Um mit den Worten von Frank Gockel 
von der Initiative „Hilfe für Menschen 
in Abschiebehaft Büren“ zu enden: Es 
gibt viele Gründe gegen Abschiebehaft 
zu sein. Die Folter der Isolationshaft 
und der Fesselung ist nur einer davon. 
Niemals, NIE, sollte so mit Menschen 
umgegangen werden.

�� Britta Rabe

Für ein Ende 
der Abschiebehaft. 
100 Jahre sind genug!

Bundesweite Demonstration der Kampagne gegen Abschiebehaft in Paderborn, 31. August 2019 
© Medienkollektiv Frankfurt

Weitere Informationen zum 
Abschiebeknast Büren 
und zur Kampagne: 
www.100-jahre-abschiebehaft.de



Heiko Maas warnte im September auf 
der UN-Generaldebatte in New York, 
die Kriege der Zukunft werden Klima-
kriege sein. 

Es dürfte heute einsichtig sein, dass 
dabei, wie in den wohlhabenden Staa-
ten Güter global hergestellt und ver-
teilt werden, systematisch auf billige 
Arbeitskraft und Natur weltweit – vor 
allem aus dem globalen Süden – aus-
beuterisch zurückgegriffen wird. Die 
immense Ressourcen verschlingende 
und Umwelt belastende Produktions- 
und Lebensweise der kapitalistischen 
Gesellschaften trägt wesentlich zu den 
CO2-Emissionen bei. Ulrich Brand und 

Wir wollen keine Endzeitstimmung he-
raufbeschwören, die gewöhnlich nur 
lähmend wirkt und hierzulande noch 
behaglich genossen werden kann. Wir 
halten es dagegen mit Walter Benja-
min: „Dass es ‚so weiter‘ geht, ist die 
Katastrophe.“

Und danach sieht es wohl aus nach 
dem desaströsen Klimapaket der groß-
koalitionären Bundesregierung: die 
„Menschheitsaufgabe Klimaschutz“ 
wurde kleingearbeitet zugunsten kapi-
talmächtiger Industrien und automo-
bilem Wählerklientel. Darin, dass das 
kleinmütige Maßnahmenbündel des 
Klimakabinetts weit davon entfernt ist, 
die im Pariser Abkommen (2015) völ-
kerrechtlich verbindlich vereinbarten 
Klimaziele zu erreichen, sind sich Kli-
mawissenschaft und Klimagerechtig-
keitsbewegung einig. Wie aber soll es 
nun weiter gehen mit der anstehenden 
„sozialökologischen Transformation“ 
dieser Gesellschaft? Weiter wie bisher? 

Die Klimakrise hat eine 
globale Klassendimension 

Bereits heute wirkt sich der menschen-
gemachte Klimawandel verheerend auf 
die Überlebensbedingungen von Millio-
nen von Menschen vor allem in den ar-
men Ländern des Globalen Südens aus. 
Bittere Armut und Ungleichheit, die 
dauernden Begleiterscheinungen ka- 
pitalistischer Weltvergesellschaftung, 
nehmen infolge der Klimakrise extre-
me Ausmaße an. Selbst Außenminister 

„Die Welt wacht auf 
und die Veränderung wird kommen, 

ob Sie es wollen oder nicht.“

Greta Thunberg

„Dass es so weiter geht, ist die Katastrophe“
einen menschenrechtsgemäßen Schutz 
der Menschen auf der Flucht vor den 
klimabedingten Verwüstungen und 
Kriegen auszeichnet. 

Optimismus oppositioneller Praxis

Die schwedische Klimaaktivistin Greta 
Thunberg hielt, emotional aufgewühlt, 
vor zahlreichen Staats- und Regie-
rungschefs auf dem UN-Klimagipfel am 
23. September eine bewegende Rede: 
„Menschen leiden. Menschen sterben. 
Wir befinden uns im Anfang eines Mas-
senaussterbens, und alles, woran ihr 
denken könnt, sind Geld und Märchen 
von ewigem Wachstum. Wie könnt ihr 
es wagen!“ Und sie fährt anklagend 
fort, wie man nur so tun könne, als ob 
man der Klimakrise mit ein paar tech-
nischen Lösungen beikommen und an-
sonsten so weitermachen könne wie 
bisher.

Tage zuvor (und danach) waren welt-
weit Millionen von Menschen auf den 
Straßen, um sich am globalen Klima- 
streik zu beteiligen, mit dem die je-
weils politisch verantwortlichen Regie-
rungen zu mehr klimapolitischen An- 
strengungen bewegt werden sollten. 
Ihr Versagen ist jedoch eklatant. Welt-
weit sind im Jahr 2018 die CO2-Emis-
sionen wieder angestiegen – um 2,7 %. 
Es hat nicht den Anschein, als ob die 
junge Klimabewegung so schnell von 
ihrem Protest abließe. Mit vielfältigen 
Aktionen stört sie den eingefahrenen 
politischen Betrieb des Weiter-wie-
bisher. Dieser reagiert noch irritiert, 
vereinnahmend lobend oder herablas-
send reaktionär. Man mag die hohe 
Emotionalität der jungen Menschen 
angesichts der absehbaren Klimakata-
strophe altersweise belächeln, aber in 
Verbindung mit dem exzellenten Wis-
sen der Akteure über Ursachen und 
Auswirkungen des Klimawandels ent-
steht eine praktisch orientierte Bewe-
gung, die bislang eine rasante politi-
sche Dynamik zu entfachen vermochte. 
Eine sozial gerechte und ökologische 
Wende wird wohl nur gegen die globa-
le Kapitalherrschaft und ihre stützen-
de Politik erkämpft werden können. 
Die Klimagerechtigkeitsbewegung, die 
ein auskömmliches Leben für alle Men-
schen auf diesem Planeten – ohne Aus-
beutung von Mensch und Natur – an-
strebt, macht Mut.

�� Dirk Vogelskamp

Global Climate Strike in 
Guwahati, Assam, Indien. 

Foto: dpa

Markus Wissen haben sie als „impe-
riale Lebensweise“ bezeichnet, in die 
wir durch unsere konsumintensiven 
Alltagsroutinen tief verstrickt sind. Es 
spricht in diesem Kontext vielleicht 
für sich, dass die EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen ein 
Ressort mit dem Titel „Protecting our 
European way of Life” (Schutz der euro- 
päischen Lebensweise) einzurichten 
beabsichtigt, das u.a. für die Koordina-
tion der europäischen Migrations- und 
Asylpolitik zuständig sein wird, die 
sich bislang bekanntlich nicht durch 
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Datenschutz

Zum Datenschutz gemäß der EU-
Datenschutzgrundverordnung: Wir 
halten gerne mit Ihnen Kontakt: Ihre 
Daten (Postanschrift) haben wir aus-
schließlich gespeichert, um Ihnen 
unseren Newsletter (ggf. Spenden-
bescheinigungen) zuzusenden. Es ist 
selbstverständlich, dass wir Ihre Da-
ten nicht weitergeben werden. Sie 
können jederzeit Ihre Einwilligung, 
den Newsletter von uns zu erhalten, 
über die Anschrift und Kontaktdaten 
der Geschäftsstelle widerrufen und 
die Löschung Ihrer Adressdaten ver-
langen. Ebenso erteilen wir Ihnen je-
derzeit Auskunft, welche Daten wir 
von Ihnen gespeichert haben.

Inspiration für die nächsten 40 Jahre!

2020 steht ein runder Geburtstag ins 
Haus – das Grundrechtekomitee wird 
40 Jahre alt! Vier Jahrzehnte des Den-
kens, des Streitens, des Publizierens 
und auch des Ungehorsams, um der 
Idee von unteilbaren Menschenrechten 
und radikal gelebter Demokratie näher 
zu rücken. So viele große und kleine 
Projekte, Schriften, Kampagnen, Beob-
achtungen und vor allem Begegnungen 
hat es in diesen 40 Jahren gegeben, 
dass sie jede Menge dicker Jahrbücher, 
aber auch die Herzen unserer Mitstrei-
ter und Mitstreiterinnen füllen.

Viele von Ihnen und Euch sind uns 
schon ähnlich lange verbunden, und 
haben den einen oder anderen Schritt 
an unserer Seite getan. Um das Jubilä- 
um gebührend zu feiern, aber auch um 
die Erinnerungen nicht verblassen zu 
lassen, bitten wir Sie und Euch um 
schriftliche Beiträge – um Ihre und Eure 
Komitee-Geschichten. Was verbinden 
Sie/verbindet Ihr mit dem Grundrech- 
tekomitee? Welches Thema hat Sie/ 
Euch besonders berührt und warum? 
Welche Rolle spielt das Grundrechte-
komitee in Ihrem/Eurem politischen 
Leben? Wir freuen uns sehr, von Euch 

Viele Jahre schon läuft unsere, in Ge-
fängnissen in ganz Deutschland belieb-
te, Aktion „Schreibmaschinen für Ge-
fangene“. Häftlinge haben häufig nicht 
die Möglichkeit an einem PC zu arbei-
ten und freuen sich daher über drin-
gend benötigte Schreibhilfe bei wich-
tigen Korrespondenzen mit Anwälten 
und Gerichten etc. Einige Häftlinge be-
richten uns sogar von Buchprojekten, 
die sich mit Hilfe der Schreibmaschine 
endlich verwirklichen ließen.

Seit 2012 haben wir insgesamt ca. 220 
Schreibmaschinen per Post an ca. 30 
verschiedene JVAs verschickt. Wir dan-
ken Ihnen für Ihre bisherigen Spenden 
und die damit verbundenen Mühen! 

Aktuell benötigen wir dringend elektri-
sche Schreibmaschinen ohne Speicher-
funktion – die Wartelisten sind lang; 
manche Häftlinge warten bis zu einem 
ganzen Jahr auf eine Maschine.

Auch mechanische Schreibmaschinen 
können wir gut gebrauchen. Diese soll-
ten am besten kleine Koffer-/Reise-
schreibmaschinen sein, die leicht und 
daher günstiger mit der Post zu versen-
den sind.

Entweder Sie schicken Ihre Maschine 
mit der Post oder bringend diese im 
Kölner Büro vorbei. Nähere Informa-
tionen erhalten Sie gerne telefonisch 
von uns.

Dringender Aufruf zur Spende
elektrischer und mechanischer
Reise-Schreibmaschinen!

die Bestände für unsere Aktion 
„Schreibmaschinen für Gefangene“ sind erschöpft.

und Ihnen zu lesen – um die ein oder 
andere Inspiration mit auf den Weg für 
die nächsten 40 Jahre zu nehmen. Bitte 
reicht die Texte bis Ende Januar 2020 
bei uns ein. Auch Fotos sind willkom-
men.

Lastschrifteneinzug 
im Oktober
Die Sicherheitsanforderungen im 
Online-Banking sind verbessert wor- 
den (PSD 2). Wir mussten dazu be-
stimmte Software-Updates installie-
ren. Deshalb sind die Lastschriften 
im Oktober für das IV Quartal ver-
spätet abgebucht worden. Wir bitten 
um Euer/Ihr Verständnis. 

�� Bettina Jung


